
Die Suche nach einer Lösung dauert an. 
Im Stuttgarter Wissenschaftsministe-
rium kann rund zwei Monate nach 

der deutschlandweit rezipierten Entschei-
dung des baden-württembergischen Verfas-
sungsgerichtshofs niemand sagen, wie das 
Landeshochschulgesetz rechtskonform neu 
geregelt werden soll. „Derzeit befinden wir 
uns noch in der Phase der Bewertung des 
Urteils und seiner Auswirkungen“, teilt eine 
Ministeriumssprecherin Anfang Januar mit. 
In diesem Jahr werde es ein öffentliches 
Symposium geben, und „erst danach wer-
den wir Lösungswege erarbeiten und das 
Gespräch mit allen Hochschulstatusgrup-
pen, mit externen Hochschulratsmitgliedern 
und Wissenschaftsorganisationen suchen“.

Die Richter hatten am 14. November die 
geltenden Regelungen im Südwesten mit 
der in Artikel 20 der Landesverfassung ver-
ankerten Wissenschaftsfreiheit für „unver-
einbar“ erklärt. Die Hochschulleitungen in 
Baden-Württemberg verfügten „über er-
hebliche wissenschaftsrelevante Befugnisse, 
insbesondere bei Personal-, Sach- und Fi-
nanzentscheidungen“, stellten die Juristen 
fest, aber diese Befugnisse des Rektorats 
würden „nicht durch hinreichende Mit-
wirkungsrechte der im Senat vertretenen 
Hochschullehrer bezüglich der Wahl- und 
Abwahl der Rektoratsmitglieder“ ausgegli-
chen. Bis zum 31. März 2018 hat die grün-
schwarze Regierung Zeit für eine verfas-
sungskonforme Neuregelung.

Geklagt hatte Dr. Joachim Stöckle, Pro-
fessor für Digitale Signalverarbeitung der 
Hochschule Karlsruhe. „Im bisherigen Lan-
deshochschulgesetz wird der Rektor durch 
den Hochschulrat, den Senat und das Mi-
nisterium bestimmt. Wenn einer dieser drei 
Beteiligten sich gegen einen Kandidaten 
ausspricht, so kann dieser nicht Rektor wer-
den. Dies muss nun geändert werden“, äu-
ßert er sich zufrieden. „Der Rektor wird zu-
künftig von denjenigen gewählt, die Träger 
der Wissenschaftsfreiheit sind, nämlich den 
Professorinnen und Professoren.“ Die Hoch-
schullehrer seien in den vergangenen Jah-
ren nur zu oft Leidtragende eines willkür-
lich agierenden Rektorats gewesen. 

Dr. Georg Sandberger, ehemaliger Kanz-
ler und Honorarprofessor der Juristischen 

Starke Wissenschaftler
Der Verfassungsgerichtshof von Baden-Württemberg hat das Landeshochschulgesetz für „unvereinbar“ mit der  
Wissenschaftsfreiheit erklärt. Professoren im Senat sollen künftig ihre Rektoren selbstbestimmt abwählen können. 
Doch das ist erst der Anfang. Weitere Klagen gegen das Gesetz sind anhängig. Und andere Länder formieren sich.  
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Fakultät der Universität Tübingen, interpre-
tiert das Urteil so: „Im Kern besagt die Ent-
scheidung, dass Kompetenzen des Rektorats 
in zentralen wissenschaftsrelevanten Fra-
gen entweder durch Wahl- und Abwahlver-
fahren des Senats kompensiert werden müs-
sen, bei denen die gewählten Mitglieder der 
Professoren im Senat die Mehrheit haben, 
oder dass Kompetenzen des Rektorats auf 
den Senat zurückverlagert werden müssen.“ 
Das Urteil gehe über die vom Bundesverfas-
sungsgericht in früheren Entscheidungen 
vertretene Auffassung hinaus; wenngleich 
Karlsruhe auch da schon eine Professoren-
mehrheit gefordert habe, so sei nie zwi-
schen Hochschullehrern, Dekanen und Rek-
toratsmitgliedern unterschieden worden. 
Doch nun fordere der Verfassungsgerichts-
hof in Stuttgart explizit eine Mehrheit der 
in den Senat gewählten Hochschullehrer. 
Welche Konsequenzen aus dem Urteil zu 
ziehen seien, also Änderung des Wahlver-
fahrens oder Rückverlagerung von Kompe-
tenzen des Rektorats auf den Senat, habe 
der Verfassungsgerichtshof dem Gesetzge-
ber überlassen. Dieser werde bei seiner Ent-
scheidung auch die Strategiefähigkeit der 
mit weitgehender Autonomie ausgestatteten 
Hochschulen zu bedenken haben. 

Hochschulrat geschwächt

Baden-Württembergs Wissenschafts-
ministerin Theresia Bauer bedachte den 
Gerichts entscheid mit harscher Kritik. 
„Dieses Urteil atmet den Geist der Sech-
zigerjahre“, befand die Grünen-Politike-
rin. Das Rektorat sei künftig ausschließlich 
vom Wohlwollen einer einzigen hervorge-
hobenen Gruppe abhängig. Und tatsächlich 
geht die Aufwertung des Stimmrechts der 
Hochschullehrer im Senat einher mit der 
Abwertung des Einflusses derer, die dort die 
wissenschaftlichen Mitarbeiter und Studie-
renden vertreten. 

Der Richterspruch trifft die Ministerin 
auch deshalb empfindlich, da sie im Früh-
jahr 2014 ein neues Landeshochschulgesetz 
auf den Weg gebracht hat, das gerade die 
unter dem ehemaligen Wissenschaftsmini-
ster Peter Frankenberg (CDU) 2005 forcierte 
„unternehmerische Hochschule“ zurück-
drängen sollte und mit ihr die Dominanz 

	 Gerichtsbeschluss 14.11.2016  
zum Landeshochschulgesetz  
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http://tinyurl.com/hw4pns6 
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damaliger Hochschulräte, die für die Rek-
toratsbesetzungen zuständig waren. Doch 
gerade jetzt, wo es unter Bauer ein Einver-
nehmen seitens Senat, Hochschulrat und 
Ministerium brauchte für die Wahl und Ab-
wahl von Rektoratsmitgliedern, urteilt die 
Justiz, dass die Wissenschaftsfreiheit in Ge-
fahr sei, da die im Senat vertretenen Hoch-
schullehrer die Möglichkeit haben müssten, 
sich „selbstbestimmt von einem Rektorats-
mitglied wieder trennen zu können“. Und 
weiterer Ärger steht Theresia Bauer erst 
noch bevor. 

So haben 17 Konstanzer Hochschulleh-
rende vor dem Verwaltungsgerichtshof in 

Mannheim eine Normenkontrollklage ein-
gereicht. Sie wehren sich gegen die „Sat-
zung zur Ausübung des wissenschaftlichen 
Zweitveröffentlichungsrechts“, mit der die 
Universität Konstanz als erste Hochschu-
le das umsetzt, was das Landeshochschul-
gesetz in einem Paragrafen festschreibt, 
nämlich die Pflicht der Wissenschaftler zur 
Open-Access-Zweitveröffentlichung ihrer 
Publikationen. 

Auf Bauers Landeshochschulgesetz zielt 
auch die Klage von Professor Dr. Hendrik 
Jacobsen. Er und 33 weitere Mitstreiter der 
Dualen Hochschule Baden-Württemberg 
(DHBW) legten im Sommer 2014 beim Bun-
desverfassungsgericht Beschwerde gegen 
das Gesetz ein. Auch sie sehen darin ei-
nen Verstoß gegen die Wissenschaftsfrei-
heit, auch sie sehen sich als Hochschulleh-
rer bei wissenschaftsrelevanten Beschlüssen 
nicht angemessen beteiligt und ohne ausrei-
chenden Einfluss auf die Wahl oder Abwahl 
der Rektoren und Dekane. „Uns ist eine Ent-
scheidung für dieses Frühjahr angekündigt 
worden“, sagt Jacobsen. 

Vor diesem Hintergrund anhaltender 
juristischer Querelen im Südwesten ist es 
nicht überraschend, dass die Verantwort-
lichen in anderen Landeswissenschaftsmi-
nisterien, im Deutschen Hochschulverband 
(DHV) und der Hochschulrektorenkonferenz 
(HRK) die Vorgänge in Baden-Württemberg 
aufmerksam verfolgen und prüfen, inwie-
fern diese bundesweit von Relevanz sind. 
HRK-Präsident Professor Dr. Horst Hippler 
findet es bedenklich, dass sowohl Dekane 
als auch Präsidenten im Stuttgarter Urteil 
nicht mehr der Wissenschaft zugerechnet, 
„sondern nur noch in ihrer Funktionalität 
im Rahmen der Selbstverwaltung wahrge-

nommen werden“. Zum einen erschwere 
dies, Personen für diese Ämter zu finden. 
„Zum anderen geht es an der Realität der 
Hochschulen vorbei. Sicher wollen wir eine 
stärkere Professionalisierung der Leitungs-
funktionen, aber ihre Träger bleiben ihr Le-
ben lang Wissenschaftler.“ 

Thüringen justiert nach

DHV-Präsident Professor Dr. Bernhard 
Kempen begrüßt das Urteil hingegen sehr. 
„Das ist eine klare Absage an eine Top-
down-Struktur, in der die Wissenschaft-
ler nur nachgeordnete Agenten und Leis-
tungsbringer sind. Die Universität braucht 
andere Führungsstrukturen als ein Unter-
nehmen.“ Kempen ist überzeugt, dass auch 
das Hochschulgesetz in Nordrhein-Westfa-
len (NRW) einer verfassungsgerichtlichen 
Prüfung „nicht standhalten“ würde. Ein 
Sprecher des SPD-geführten Düsseldorfer 
Wissenschaftsministeriums hält dagegen; 
das Stuttgarter Urteil insgesamt biete „kei-
nen Anlass“ für Änderungen in NRW, des-
sen Hochschulgesetz in wichtigen Punkten 

sich von dem Baden-Württembergs unter-
scheide. Anders in Thüringen. Dort ist ein 
neues Hochschulgesetz in Arbeit. Das bishe-
rige führt bei Rechtsexperten zu ähnlichen 
verfassungsrechtlichen Bedenken hinsicht-
lich der Wissenschaftsfreiheit wie in Ba-
den-Württemberg. Aus dem Erfurter Wis-
senschaftsministerium ist zu hören, dass 
man das Stuttgarter Urteil sorgfältig aus-
gewertet habe. Die rot-rot-grüne Landes-
regierung wolle die Hochschullehrer stär-
ken, erklärt ein Sprecher. Ihre Stimme solle 
künftig bei der gemeinsamen (Ab-)Wahl der 
Rektorate durch Senat und Universitäts-
rat paritätisch berücksichtigt werden, al-

lerdings solle ihnen die Stimmenmehrheit 
bei Abstimmungen zu Forschung und Leh-
re gewährt werden. 

Bei all diesen die Gerichte beschäfti-
genden Auseinandersetzungen kommt die 
Wissenschaftsfreiheit auf den Prüfstand; 
dass sie in Gefahr und deshalb zu stärken 
sei, befand schon das Bundesverfassungsge-
richt 2014 angesichts der Organisation der 
Medizinischen Hochschule Hannover sowie 
2016 angesichts des Akkreditierungssys-
tems. Offensichtlich sind die im Zuge der 
Bologna-Reform erstarkten Rektorate und 
Hochschulräte mitsamt ihrer Vertreter aus 
Wirtschaft und Gesellschaft sowie die Ein-
bindung privater Akteure wie Akkreditie-
rungsagenturen für eine Qualitätssicherung 
der Lehre deutliche Anzeichen für Richter, 
dass sich die Machtverhältnisse an Hoch-
schulen zu Ungunsten der Grundrechtsträ-
ger der Wissenschaftsfreiheit und also der 
Hochschullehrer verschoben haben. 

Andreas Clasen  
ist Journalist in Ravensburg.

Gesetzestext hat Gewicht: Der Urteilsspruch im 
Südwesten verschiebt die Machtverhältnisse an 
Hochschulen zugunsten der Professoren im Senat. 
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